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Einleitung

Mit der Verkündung des Grundgesetzes am 23. Mai 1949 be-
gann die 41-jährige Geschichte der ›alten Bundesrepublik‹ bzw. 
der ›Bonner Republik‹. Ihre erste Besonderheit bestand darin, 
dass sie zu keinem Zeitpunkt den Status eines vollständig sou-
veränen Staates besaß. Bei dem zweiten von den siegreichen 
Alliierten befreiten und besetzten Land – Österreich – war dies 
anders: 1955 kam eine friedensvertragliche Regelung zustande, 
die bis auf den Vorbehalt der militärischen Neutralität dem 
Land die volle Souveränität zugestand.

Die Bundesrepublik war ein Staat auf Bewährung: 1949 blieb 
durch das ›Ruhrstatut‹ die Verfügung über die Kohle-, Eisen- 
und Stahlproduktion beschränkt, mit dem ›Besatzungsstatut‹ 
behielten sich die westlichen Alliierten die Aufsicht und Kon-
trolle über Abrüstung, Entmilitarisierung und den gesamten 
Bereich der Außenpolitik vor; der Kriegszustand mit Deutsch-
land war zunächst noch nicht beendet. Dies geschah erst 1951; 
ab diesem Zeitpunkt konnte auch ein Außenministerium ein-
gerichtet werden. Erst durch die Pariser Verträge 1954/55 wur-
de das Besatzungsstatut aufgehoben, dennoch blieb die Ver-
antwortung ›in Bezug auf Berlin und auf Deutschland als Gan-
zes‹ bei den Siegermächten, zumal weiterhin alliierte Truppen 
in der Bundesrepublik stationiert blieben.

Die volle innere und äußere Souveränität brachten erst die 
Ergebnisse der Zwei-plus-vier-Verhandlungen (Bundesrepu-
blik und DDR sowie die vier Siegermächte). In dem Vertrag 
vom 12. September 1990 fielen die letzten Vorbehalte – aber 
gleichzeitig war auch die Geschichte der alten Bundesrepublik 
beendet.

Eine zweite Besonderheit teilte die Bundesrepublik mit 
Frankreich, Italien und den Beneluxländern: Beginnend mit 
der Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 

Einleitung
Einleitung
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Stahl (Montanunion) 1951 wurden zum ersten Mal national-
staatliche Souveränitätsrechte an supranationale europäische 
Institutionen übertragen. Ein zweiter Schritt waren die Römi-
schen Verträge 1957, die eine Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft (EWG) schufen, welche über eine Zollunion und eine 
gemeinsame Agrarpolitik einen gemeinsamen Binnenmarkt 
auf den Weg brachten; hinzu kam die Europäische Atomge-
meinschaft (EURATOM) zur friedlichen Nutzung der Kern-
energie. Diese drei Gemeinschaften fusionierten 1965 zur 
Europäischen Gemeinschaft (EG). Mit dem Europäischen 
Währungssystem 1979 und der im selben Jahr erstmaligen Di-
rektwahl des europäischen Parlaments setzte sich der Trend 
zum schrittweisen Abschied von nationalstaatlichen Souve-
ränitätsvorstellungen fort. Dies kulminierte 1992 in der Voll-
endung des europäischen Binnenmarktes und der Gründung 
der Europäischen Union (EU) durch den Vertrag von Maas- 
tricht. Dadurch war der Weg zu einer nunmehr auch politi-
schen Union vorbereitet.

Legt man beide Besonderheiten zeitlich nebeneinander, 
wird deutlich, dass die schrittweise Erweiterung der Souverä-
nitätsrechte einherging mit der europäischen Einbindung der 
Bundesrepublik. Nimmt man die militärische Ebene hinzu, 
zeigt der Beitritt zur NATO (North Atlantic Treaty Organiza-
tion) 1955 darüber hinaus die Integration in das westliche at-
lantische Militärbündnis. 

Diese beiden außenpolitischen Parameter für die Entwick-
lung der Bonner Republik müssen ergänzt werden durch zwei 
innenpolitische, die im besonderen Maße das politische Han-
deln für Jahrzehnte bestimmten – wenngleich in jeweils unter-
schiedlicher Intensität innerhalb der Entwicklungsphasen der 
Republik: Zum einen ging es um die Hypothek der NS-Ver-
gangenheit und die Erfahrungen einer zwölf Jahre dauernden 
Diktatur. Würde ein zweiter demokratischer Versuch vor die-



 Einleitung 11

sem Hintergrund gelingen, anders als in der Weimarer Repu-
blik? Wie entwickelte sich in der Bonner Republik eine lernen-
de Demokratie? Erklärtes Ziel aller demokratischen Parteien in 
der BRD war zum anderen die Überwindung der seit spätes-
tens 1949 feststehenden Spaltung. Wie verhielten sich konkre-
tes politisches Handeln und grundlegende Zielsetzung, oder: 
In welchem Verhältnis standen Westintegration und Wieder-
vereinigungspostulat? 

Vom Ergebnis her ist bekannt und unstrittig, dass beide 
Zielsetzungen gelangen – allerdings in unterschiedlichem 
Maße; letztlich ist daran gemessen die Geschichte der Bon-
ner Republik eine Erfolgsgeschichte, eine »geglückte Demo-
kratie« (Edgar Wolfrum). Eine Demokratie, die, insgesamt 
betrachtet, ein hohes Maß an Kontinuität und Stabilität aus-
zeichnete.

Die Geschichte der Bundesrepublik kann allerdings nicht nur – 
nicht einmal in der Hauptsache – als politische Geschichte dar-
gestellt werden. Die Entstehung und Entwicklung einer demo-
kratischen Gesellschaft, die weitgehende Akzeptanz einer re-
präsentativen Demokratie in dieser Breite und Tiefe sind ohne 
den Blick auf die wirtschaftliche Entwicklung nicht zu verste-
hen: Die Zeit von Mitte der 1950er Jahre bis 1973 war nicht nur 
in Deutschland eine Phase fast ungebrochener wirtschaftlicher 
Blüte. Diese dauerhafte Prosperität hatte zugleich Rückwir-
kungen auf die Systeme sozialer Sicherung, die in ihrer heute 
vertrauten Form damals z. T. erst entstanden oder kräftig aus-
gebaut wurden. Mental schlug sich dies als ungebrochener 
Zukunftsoptimismus sowie als Glaube an die Steuerbarkeit 
von Wirtschaft und Gesellschaft nieder. Umgekehrt zeigten 
die wirtschaftlichen Krisenerscheinungen seit 1973 (Ölpreis-
schock), wie rasch Zukunftsängste und gesellschaftliche Ver-
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unsicherungen – aber auch Zweifel am demokratischen Sys-
tem – zunehmen konnten.

Dies hat auch damit zu tun – und das ist der dritte Schwer-
punkt der Betrachtung der Geschichte der alten BRD –, dass 
alle westlichen, im Grundsatz auch alle östlichen Industriege-
sellschaften im Betrachtungszeitraum einen tiefgreifenden ge-
sellschaftlichen Modernisierungsprozess durchliefen. Es han-
delte sich um die Transformation klassischer Industriegesell-
schaften in ›postindustrielle Gesellschaften‹, in denen der 
Dienstleistungssektor die führende Rolle übernahm. Es kam 
zu einer erheblichen Ausdifferenzierung von sozialen Milieus 
und einer grundlegenden Ablösung von vertrauten Werte-
mustern (Fundamentalliberalisierung). Diese Entwicklung 
hatte einerseits zur Folge, dass der Individualisierung und Plu-
ralisierung von Lebensstilen nahezu unbegrenzte Möglichkei-
ten offenstanden (»anything goes«); andererseits nahmen tra-
ditionelle Bindungen (Familie, Erziehungsziele, Religion) ab, 
und es entstanden neue Unsicherheiten. Der Soziologe Ulrich 
Beck prägte dafür in den 1980er Jahren den Begriff »Risikoge-
sellschaft«.

Die Jahre um 1970 stellen eine gewisse Zäsur in der Ge-
schichte der Bundesrepublik dar: Auf eine unvergleichliche 
wirtschaftliche Erfolgsgeschichte folgte ein Strukturbruch, der 
bis heute nicht mehr ausgeglichen werden konnte. Anderer-
seits heben einige Historiker eine bedeutsame Veränderung 
bezogen auf das Verständnis von Demokratie hervor: die Er-
gänzung der repräsentativen Demokratie durch Elemente ei-
ner unmittelbaren Teilhabe an politischen Entscheidungspro-
zessen (Bürgerinitiativen, neue soziale Bewegungen) – eine 
»Fundamentalpolitisierung« (Marie-Luise Recker) oder gar ei-
ne »Umgründung der Demokratie« (Manfred Görtemaker).
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1973 Erhöhung der Ölpreise durch die OPEC (Oktober); 
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mord führender RAF-Terroristen (September – 
Oktober)

1979 Start der amerikanischen Fernsehserie Holocaust  
(Januar); 

 Gründung der Partei DIE GRÜNEN (März); 
 erste Direktwahlen zum Europäischen Parlament 

(Juni); 
 SALT-II-Vertrag (Juni); 
 NATO-Doppelbeschluss (Dezember)
1980 Krefelder Appell fordert Verzicht auf Nachrüstung 

(November)
1981 Proteste von 300 000 Menschen gegen Stationie-

rung amerikanischer Mittelstreckenraketen  
(Oktober)

1983 Großdemonstrationen der Friedensbewegung in 
Mutlangen und Bonn (September/Oktober); 
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1985 Bundespräsident Richard von Weizsäcker  
bezeichnet den 8. Mai 1945 als Tag der Befreiung 
(Mai); 

 Beginn der Proteste gegen die geplante Wiederauf- 
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I Darstellung

1 Stabilisierung und Modernisierungsansätze:  
Das Gründungsjahrzehnt (1949–1959/60)

Schon in den Jahren der Besatzungszeit hatte sich angedeutet, 
dass sowohl die alliierten Siegermächte als auch die verant-
wortlichen Politiker aller Parteien in den Westzonen für die 
Rückkehr zur Demokratie andere Zeichen setzen wollten als 
nach dem Ersten Weltkrieg. Amerikaner, Briten und Franzo-
sen griffen aktiv in den Demokratisierungsprozess ein und 
überwachten ihn. Die Rückkehr der besiegten Deutschen in 
die Gemeinschaft der zivilisierten Staaten – so das Potsdamer 
Abkommen von 1945 – sollte durch die Einbeziehung der 
Westzonen in europäische und atlantische Institutionen und 
Bündnisse ein erneutes Erstarken nationalistischer Ambitio-
nen verhindern. Mit der Entstehung des Ost-West-Konflikts 
und seiner Entwicklung zum Kalten Krieg sollte die Bundes-
republik darüber hinaus Teil des antikommunistischen Boll-
werks gegen die Sowjetunion werden.

Ein zweiter Aspekt spielte in diesem Zusammenhang eine 
wichtige Rolle. Die Chancen für eine demokratische Entwick-
lung stiegen – so zeigte als Negativfolie die Weimarer Repu- 
blik –, wenn die politische Erneuerung mit wirtschaftlicher 
Prosperität einherging. Maßnahmen wie vor allem der Mar-
shall-Plan schienen geeignet, einen solchen Weg zu ebnen. 
Dennoch blieb er lediglich ein erster Anstoß für die europäi-
schen Staaten. Erst als Folge des 1950 begonnenen Korea-Krie-
ges, durch den die amerikanische Wirtschaft wieder verstärkt 
in die Rüstungsindustrie investieren musste, begann für Eu-
ropa, in besonderem Maße aber für die Bundesrepublik, nicht 
nur ein kurzfristiger Korea-Boom, sondern ein dauerhafter 
wirtschaftlicher Aufschwung, das sog. Wirtschaftswunder.

Darstellung

Das Gründungsjahrzehnt (1949–
1959/60)
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Den verantwortlichen deutschen Politikern und Parteien 
wurde ein solcher Weg in die Demokratie nicht oktroyiert oder 
geschenkt, sie leisteten ihren eigenen Beitrag dazu. Schon die 
Länderverfassungen und erst recht das Grundgesetz spiegelten 
die Lehren aus Weimar, seien es die Abkehr von einem zentra-
listischen Staatsaufbau zugunsten eines föderalistischen sowie 
die Stärkung von Parlament und Kanzler gegenüber einem zu 
mächtigen Staatsoberhaupt, seien es die verfassungsrechtli-
chen Sicherungen gegen eine Selbstauflösung der Demokratie. 
Allerdings zeigte die Struktur der Verfassung auch die Vorbe-
halte gegenüber einer plebiszitär ausgerichteten Demokratie. 
Sie blieb bis zu Beginn der 1970er Jahre eine indirekte, rein re-
präsentative, auf dem Einfluss von Parteien, Verbänden und 
Eliten basierende Staatsform. Und sie war – das lässt sich über 
die Jahrzehnte verfolgen – eine ›Kanzlerdemokratie‹.

Die Bedingungen für eine positive demokratische Entwick-
lung waren schließlich – wiederum im Vergleich zu Weimar – 
angesichts der mentalen Grundverfassung der Bevölkerung 
nach 1945 günstig. Die NS-Diktatur war grundsätzlich diskre-
ditiert. Vergleichbare Relativierungen der Niederlage wie nach 
1919 die Dolchstoßlegende und die Kriegsschuldlüge existier-
ten nicht. 

Dies ist allerdings kein exaktes Bild für die unterschwelligen 
Stimmungen und Gemütslagen. Meinungsumfragen aus den 
1950er Jahren weisen die Grundhaltung der verantwortlichen 
Parteien zur Vergangenheit als erheblich fortschrittlicher aus 
als die der Bevölkerungsmehrheit. Gefragt nach der Zeitepo-
che, in der es den Deutschen am besten gegangen sei, nannten 
1951 45 Prozent der Befragten das Kaiserreich, 42 die Jahre 
1933–1939, 7 die Weimarer Republik und nur 2 die Gegenwart. 
Bezogen auf führende Köpfe des NS-Regimes genoss Her-
mann Göring immerhin bei 37 Prozent der Befragten noch 
Ansehen, Adolf Hitler bei 24 Prozent. Zum Widerstand des 
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20. Juli befragt, ergab sich eine Polarisierung: Während 40 Pro-
zent sich für die Attentäter aussprachen, blieben 30 Prozent bei 
einer gegenteiligen Meinung. 11 Prozent schwankten, wollten 
kein Urteil abgeben oder wussten nichts über das Attentat.

Es konnte auch zu denken geben, dass sich bis zum Ende der 
1950er Jahre nur etwa ein Viertel der Bundesbürger überhaupt 
für Politik interessierte. Dem geringen Interesse entsprach ein 
geringer Kenntnisstand über die demokratischen Institutio-
nen. Umfragen zu Beginn der 1950er Jahre wiesen aus, dass 
neun Zehnteln der Bevölkerung die Arbeitsweise des Bundes-
tages und die Funktion des Bundesrates unbekannt waren.

Vor diesem Hintergrund erwies es sich für das Gründungs-
jahrzehnt der Bonner Republik als günstig, dass die beiden 
zentralen Repräsentanten der neuen Demokratie – Bundes-
kanzler Konrad Adenauer (CDU) und Bundespräsident Theo-
dor Heuss (FDP) – den Bedürfnissen der Mehrheit der Bevöl-
kerung in je eigener Weise nachkamen: Adenauer als erfahre-
ner und nüchterner Staatsmann mit autoritärer Staatsführung 
und rheinisch geprägter klarer Sprache und Heuss als schwä-
bischer Intellektueller mit jovial paternalistischen Zügen und 
vollkommen unsoldatischem Habitus (›Papa Heuss‹) harmo-
nierten sehr gut. Nimmt man noch als dritte diese Zeit prä-
gende Person den zunächst parteilosen Ludwig Erhard, den 
›Mann mit der Zigarre‹ und ›Vater der Sozialen Marktwirt-
schaft‹, als Wirtschaftsminister hinzu, erwies sich die perso-
nelle Grundkonstellation günstig für eine Gesellschaft, die zu-
nächst ohne größere eigene Ambitionen auf dem Hintergrund 
einer autoritativen Grundstimmung den Weg in das demokra-
tische Experiment anging.
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Schritte zur Souveränität

Zentrale Strukturen des westlich-atlantischen Bündnisses exis-
tierten bereits, als die Bundesrepublik 1949 gegründet wurde: 
die NATO als Verteidigungsgemeinschaft, die OEEC, die wirt-
schaftliche europäische Institution, die zunächst über die Ver-
teilung der Hilfen aus dem Marshall-Plan entschied, sowie der 
Europarat als Forum für die gemeinsame europäische Demo-
kratisierung, besonders unter dem Aspekt der Sicherung der 
Grund- und Menschenrechte.

Die Strategie Adenauers ließ sich knapp folgendermaßen 
definieren: feste Einbindung der jungen Bundesrepublik in 
die westlichen Bündnisse sowie europäische Integration und 
ein eigenständiger deutscher Verteidigungsbeitrag. Aus seiner 
Sicht bot nur eine feste und dauerhafte Einbindung in die 
westliche Staatengemeinschaft die Chance, in Zukunft militä-
rische Sicherheit, internationale Gleichberechtigung und poli-
tische Souveränität zu gewinnen. Diese Strategie sollte sich bis 
1955 als erfolgreich erweisen.

Die Überzeugung, dass nur durch eine Zusammenarbeit mit 
den Westmächten gegen die Sowjetunion die Grundlagen für 
eine demokratische Entwicklung gelegt werden konnten, war 
Konsens in der Parteienlandschaft und durchzog das antikom-
munistische Klima in Politik und Gesellschaft – mit Ausnahme 
der KPD, die trotz sinkenden politischen Einflusses 1956 ver-
boten wurde. Kontrovers wurde aber über das Ziel diese We-
ges gedacht: Sollte die BRD als Kernstaat auf dem Rückweg 
zur Wiedervereinigung oder als Übergangsform zu einem ge-
meinsamen Europa betrachtet werden?

Als prominentester Kritiker der Adenauer’schen Konzep-
tion erwies sich Oppositionsführer Kurt Schumacher (SPD). 
Weder sah er das aus seiner Sicht ›Anbiedern‹ Adenauers an die 
westlichen Siegermächte (›Kanzler der Alliierten‹, ›Erfüllungs-
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politiker‹) als opportun an, noch galt für ihn die Westintegra-
tion als Teil einer Wiedervereinigungsstrategie. Immer wieder 
wies er auf das Spannungsverhältnis von Westintegration und 
deutscher Einheit hin. Sie verhindere geradezu die Vollendung 
der Einheit – ein Konflikt, der über die Personen hinaus den 
gesellschaftlichen Diskurs der 1950er Jahre prägte.

Das politische Handeln unter den Bedingungen des Besat-
zungs- und Ruhrstatuts war erheblich eingeschränkt: Eine 
eigenständige Außenpolitik war untersagt, die Kohle- und 
Stahlproduktion lag außerhalb der Verfügungsgewalt der Bun-
desregierung (dabei handelte es sich um ca. 40 Prozent der 
gesamten industriellen Produktion), alle vom Bundestag be-
schlossenen Gesetze bedurften der Gegenzeichnung (d. h. Ge-
nehmigung) der Hohen Kommissare. Diese waren nunmehr 
die autorisierten Vertreter der drei Westmächte und residier-
ten auf dem Bonner Petersberg.

Adenauers Konzeption bestand darin, mit einer geduldigen, 
aber hartnäckigen Politik der kleinen Schritte, durch freiwillige 
Übernahme von Bindungen und durch Zugeständnisse Vorbe-
halte abzubauen und damit den Handlungsspielraum der Bun-
desrepublik zu vergrößern. Diese Politik trug schon im No-
vember 1949 mit dem Petersberger Abkommen erste Früchte. 
Die Hohen Kommissare genehmigten einen Demontagestopp 
für die westdeutsche Industrie und gestatteten der Bundesre-
publik eigene Auslandsvertretungen. Bezüglich des Demonta-
gestopps – also der Beendigung des Abbaus von Industrieanla-
gen – herrschte ein gemeinsames Interesse vor: War den West-
deutschen der Erhalt der produktionstechnischen Substanz 
eine notwendige Bedingung für den Wiederaufbau der Wirt-
schaft, so konnten und wollten die Westalliierten, besonders 
Briten und Amerikaner, nicht dauerhaft finanzielle Mittel zur 
Verbesserung der wirtschaftlichen Situation bereitstellen. Sie 
befürchteten zudem, dass sich das Verhältnis der Bevölkerung 
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zu den Siegermächten durch Beibehaltung der Demontagen 
verschlechtern könnte.

Beispielhaft für die weiteren Schritte zur Souveränität war, 
dass hier zum ersten Mal gewissermaßen ein Tauschgeschäft 
abgeschlossen wurde: mehr Souveränität gegen stärkere eu-
ropäische Integration. Denn gleichzeitig trat die Bundesre-
publik der internationalen Ruhrbehörde bei, ein bis zu die-
sem Zeitpunkt sowohl seitens der Regierung als auch seitens 
der Opposition außerhalb jedes Vorstellungsvermögens lie-
gender Schritt. Bedeutete er doch, dass durch die Entsendung 
westdeutscher Vertreter die alliierte Kontrolle der Kohle- und 
Stahlindustrie an Rhein und Ruhr unterstützt wurde. Nach 
heftigen Debatten im Bundestag setzte Adenauer sich durch, 
genauso wie wenige Monate später anlässlich des Beitritts der 
Bundesrepublik zum 1950 geschaffenen Europarat. In diesem 
Fall war das Streitobjekt die gleichzeitige Aufnahme des Saar-
landes auf Druck Frankreichs, was einer faktischen Anerken-
nung der endgültigen Abtrennung des Saarlandes von West-
deutschland gleichkam. So sah es jedenfalls die Opposition.

Erneut war es Frankreich, das die Möglichkeit stärkerer 
europäischer Einbindung Deutschlands mit Souveränitätszu-
geständnissen eröffnete. Der französische Außenminister 
Schuman schlug am 8. Mai 1950 – vermutlich kein zufällig ge-
wähltes Datum – den Zusammenschluss der französischen 
und deutschen Kohle- und Stahlproduktion unter Einbezie-
hung Italiens und der Beneluxländer vor.

Die Franzosen hatten schon in den Jahren 1945–1949 ihr 
besonderes Sicherheitsinteresse deutlich gemacht: durch eine 
besonders harte Besatzungspolitik, eine hartnäckige Verzö-
gerungspolitik gegenüber dem Zusammenschluss der drei 
Westzonen sowie die Forderung nach rigider Kontrolle des 
deutschen Wirtschaftspotentials an Ruhr und Saar. 1950 war 
nur noch Letzteres übrig geblieben. Insofern war der Vorschlag 
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auch unter Kontrollaspekten zu sehen. Allerdings sollte eine 
›Hohe Behörde‹ eingerichtet werden, die für diejenigen Staa-
ten, die dem Verbund beitreten wollten, verbindliche Rege-
lungen traf. Ein Element von Supranationalität, d. h. Übertra-
gung von nationalstaatlichen Rechten an eine europäische In-
stitution.

Adenauer stimmte – ohne sein Kabinett überhaupt von der 
Initiative unterrichtet zu haben – sofort zu. Dies lag nicht nur 
daran, dass er gleichzeitig die Chance sah, dass das Ruhrstatut 
und andere Kontrollbefugnisse der Besatzungsmächte hinfäl-
lig würden. Über das taktische Denken hinaus galt für ihn die 
Aussöhnung und möglichst enge Verbindung mit Frankreich 
als Kern der Integration der Bundesrepublik in den Westen. 
Im April 1951 kam der Vertrag über die Europäische Gemein-
schaft für Kohle und Stahl (Montanunion) zustande – wieder-
um gegen heftige Widerstände der Opposition – und trat ein 
Jahr später in Kraft. Mit der Montanunion bestand die Strate-
gie, durch wirtschaftliche Integration und Partnerschaft die 
Bundesrepublik unter Kontrolle zu halten und sie auf europäi-
sche Kooperation zu verpflichten, ihre erste Bewährungs-
probe.

Die heftigste innenpolitische Debatte des Gründungsjahr-
zehnts entzündete sich an der Frage der Wiederbewaffnung 
Westdeutschlands. Die Forderung nach Entmilitarisierung 
war eine zentrale Bestimmung des Potsdamer Abkommens ge-
wesen. Dennoch ergab sich ein Stimmungsumschwung so-
wohl bei den Westmächten als auch in der deutschen Politik, 
der entscheidend durch die Entwicklung des Ost-West-Kon-
flikts bestimmt war. Im November 1949 zündete die Sowjet-
union ihre erste Atombombe, wodurch auf dieser Ebene mili-
tärischer Aufrüstung ein Patt mit dem Westen gegeben war. 
Vor diesem Hintergrund begannen in militärischen Kreisen 
des Westens Gedankenspiele über einen deutschen Verteidi-
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gungsbeitrag im Rahmen einer europäischen Lösung. Da ange-
sichts der gegenseitigen atomaren Bedrohung nunmehr kon-
ventionelle Kriege wieder eher denkbar wurden, seien die in 
Deutschland stationierten Streitkräfte der Alliierten nicht in 
der Lage, hinreichend die erforderliche Sicherheit zu gewähr-
leisten. So argumentierte der britische Feldmarschall Montgo-
mery im November 1949. Die vorhandene Lücke könne nur 
durch deutsche Streitkräfte geschlossen werden. Der ehema-
lige britische Premierminister Churchill griff diese Überlegun-
gen im englischen Parlament im Frühjahr 1950 auf. Mitte 1950 
schwenkte sogar der französische Staatspräsident de Gaulle auf 
diesen Kurs ein.

Für den Bundeskanzler bedeuteten solche Vorstöße eine 
weitere Chance, durch einen nächsten Integrationsschritt – in 
diesem Fall sicherheitspolitischer Art – zu internationaler 
Gleichberechtigung zu gelangen und weitere Zugeständnisse 
in Fragen der nationalen Souveränität zu erlangen. So hatte er 
selbst bereits in einem Interview mit der amerikanischen Zei-
tung Cleveland Plain Dealer im Dezember 1949 durchblicken 
lassen, dass er bereit sei, »die Frage eines deutschen Kontin-
gents im Rahmen der Armee einer europäischen Föderation zu 
überlegen«. Die Einschränkung, dies nur im Falle eines drin-
genden Wunsches der Alliierten nach einem deutschen Bei-
trag zur Sicherung Europas erwägen zu wollen, dürfte weniger 
eigener innerer Überzeugung, sondern eher in Erwartung des 
weltweiten Aufsehens und des innenpolitischen Sturms der 
Entrüstung hinzugefügt worden sein. Beides erwies sich als 
realistische Annahme.

Solche Überlegungen erhielten entscheidenden Auftrieb 
bzw. eine neue Qualität durch den Ausbruch des Korea-Krie-
ges: Am 25. Juni 1950 überschritten nordkoreanische Truppen 
die Grenze zu Südkorea und stießen in wenigen Wochen weit 
in das Land vor. Parallelen zwischen Deutschland und Korea 
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waren nicht zu übersehen: Zwei geteilte Staaten, an deren 
Grenzen sich Ost und West hochgerüstet gegenüberstanden; 
im Falle Nordkoreas war dies China.

Unter diesen weltpolitischen Gegebenheiten beschleunig-
ten sich die Diskussionen um einen westdeutschen militäri-
schen Beitrag, zumal in der DDR bis Mitte 1950 Verbände der 
Volkspolizei – eine Armee gab es genauso wie im Westen noch 
nicht – mit einer Mannschaftsstärke von 70 000 Mann kaser-
niert worden waren.

Als der Europarat im August auf Initiative Churchills eine 
Europaarmee unter Einschluss westdeutscher Streitkräfte for-
derte, sah Adenauer die Möglichkeit gekommen, die Wieder-
bewaffnung zu forcieren. Er wandte sich in zwei Memoranden 
(Denkschriften) an die alliierten Regierungen (Quelle 1). Im 
ersten Memorandum erklärte er die Bereitschaft, für den Fall 
der Bildung einer internationalen Westeuropäischen Armee 
einen Beitrag in Form eines deutschen Kontingents zu leisten. 
Das zweite Memorandum verknüpfte dieses Angebot mit der 
Beendigung des Kriegszustandes und der Ablösung des Besat-
zungsstatuts. Das hieß – wie schon bekannt – keine Leistung 
ohne Gegenleistung.

Die sich über fünf Jahre hinziehende innenpolitische De-
batte über die Wiederbewaffnung machte deutlich, dass we-
nige Jahre nach den Schrecken und Gräueln des Zweiten Welt-
kriegs sich zunächst kaum jemand vorstellen konnte, es solle 
wieder deutsche Soldaten geben. Neu an diesem Konflikt war, 
dass sich auch außerhalb des Parlaments Widerstand äußerte – 
durch Demonstrationen, Kundgebungen bis hin zu Forderun-
gen nach einer Volksabstimmung (›Ohne-mich-Bewegung‹). 

Innerhalb des Parlaments war die Sozialdemokratie der ent-
schiedenste Gegner der Wiederbewaffnung. Ihre Bundestags-
fraktion äußerte sich zu dem Interview Adenauers von 1949 
dahingehend, dass sie es ablehne, »eine deutsche Wiederauf-


